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458. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und öffentlicher Dienst vom
30. August 1989, mit der die Ärzte-Ausbil-

dungsordnung geändert wird

Auf Grund der §§ 4, 5, 7 und 7 a des
Ärztegesetzes 1984, BGBl. Nr. 373, in der Fassung
der Bundesgesetze BGBl. Nr. 78/1987, 314/1987
und 138/1989 wird verordnet:

Die Ärzte-Ausbildungsordnung, BGBl.
Nr. 36/1974, in der Fassung der Verordnungen
BGBl. Nr. 529/1975, 661/1976, 357/1981,
182/1983, 328/1983, 417/1986 und 362/1988 wird
wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 4 und 5 lauten:

„(4) Eine auf die Gesamtausbildung von drei
Jahren fehlende Ausbildungszeit ist durch eine
weitere Ausbildung in einem Pflichtfach (Abs. 3)
bzw. in einem anderen klinischen oder nichtklini-
schen Sonderfach als Wahlfach an einer anerkann-
ten Ausbildungsstätte (§ 3) oder durch . eine
Ausbildung im Rahmen der anerkannten Lehrpraxis
eines praktischen Arztes (§ 3 a) oder in einem
anerkannten Lehrambulatorium (§ 3 b) zu ergän-
zen.

(5.) Auf den Turnus zum praktischen Arzt ist auch
eine vor Beginn der Ausbildung an einer Ausbil-
dungsstätte absolvierte Ausbildung im Rahmen
einer Lehrpraxis oder in einem Lehrambulatorium
anrechenbar."

2. Dem § 2 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Die Ausbildung in Lehrambulatorien dient insbe-
sondere dem Kennenlernen des unselektierten
ambulanten Krankengutes."

3. § 3 a Abs. 1 zweiter Satz lautet:

„Zur Erfüllung der Voraussetzung der erforderli-
chen Berufserfahrung durch den Lehrpraxisinhaber

ist eine mindestens dreijährige freiberufliche Tätig-
keit als praktischer Arzt (§19 Abs. 2 Ärztegesetz
1984) erforderlich."

4. Nach § 3 a wird folgender § 3 b samt
Überschrift eingefügt:

„ Lehrambulatorien

§ 3 b. Lehrambulatorien gemäß § 1 Abs. 4 sind
jene Krankenanstalten in der Betriebsform selbstän-
diger Ambulatorien, die gemäß § 7 a Abs. 1
Ärztegesetz 1984 als Lehrambulatorien für die
Ausbildung zum praktischen Arzt anerkannt wor-
den sind."

5. § 7 Abs. 5 und 6 lauten:

„(5) Die Ausbildung im Hauptfach darf bis zu
einer Höchstdauer von sechs Monaten auch im
Rahmen einer anerkannten Lehrpraxis eines Fach-
arztes des betreffenden klinischen Sonderfaches
(§ 9 a) oder in einem für dieses Sonderfach
anerkannten Lehrambulatorium (§ 9 b) absolviert
werden.

(6) Auf den Turnus zum Facharzt ist auch eine
vor Beginn der Ausbildung an einer Ausbildungs-
stätte absolvierte Ausbildung im Rahmen einer
Lehrpraxis oder in einem. Lehrambulatorium anre-
chenbar."

6. § 9 a zweiter Satz lautet:

„Zur Erfüllung der Voraussetzung der erforderli-
chen Berufserfahrung durch den Lehrpraxisinhaber
ist eine mindestens dreijährige freiberufliche Tätig-
keit als Facharzt des betreffenden Sonderfaches
(§ 19 Abs. 2 Ärztegesetz 1984) erforderlich."

7. Nach § 9 a wird folgender § 9 b samt
Überschrift eingefügt:
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„ Lehrambulatorien

§ 9 b. Lehrambulatorien gemäß § 7 Abs. 5 sind
jene Krankenanstalten in der Betriebsform selbstän-
diger Ambulatorien, die gemäß § 7 a Abs. 1
Ärztegesetz 1984 als Lehrambulatorien für die
Ausbildung zum Facharzt anerkannt worden sind."

Ettl

459. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 11. Septem-
ber 1989, mit der die Studienordnung für die

Studienrichtung Judaistik geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 9,12,15,18, 20 und 21 des
Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 326/1971, zuletzt geändert durch Bundesgesetz
BGBl. Nr. 236/1987 in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 2/1989, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wissen-
schaft und Forschung über die Studienordnung für
die Studienrichtung Judaistik, BGBl. Nr. 422/1976,
wird wie folgt geändert:

1. §4 Abs. 1 Z 1 und 2 lauten:

„1. Modernhebräische Sprache 18
2. Hebräischer, aramäischer und jüdischer

Literatur- und Quellenkunde . 12"

2. § 4 Abs. 2 lautet:

„(2) Wird Judaistik als zweite Studienrichtung
gewählt, so können '8 der für die Erlernung der
Sprache vorgesehenen Semesterwochenstunden
durch Lehrveranstaltungen aus den beiden anderen
Pflichtfächern ersetzt werden."

3. § 6 Abs. 1 2 1 lautet:

„1. Modernhebräisch bzw. die nach §4 Abs. 3
festgelegte Sprache,"

4. § 6 Abs. 2 lautet:

„(2) An die Stelle der Teilprüfungen aus
Modernhebräisch tritt für Studierende, die Hebrä-
isch vor Aufnahme des Studiums konnten (§ 4
Abs. 3), die Teilprüfung aus der von der Studien-
kommission festgelegten Sprache."

5. § 7 Abs. 2 2 1 und 2 lauten:

„1. Hebräischer Sprache bzw. der nach § 4
Abs. 3 festgelegten Sprache und aramäi-
scher Sprache 10

2. Hebräischer, aramäischer und sonstiger
jüdischer Literatur-und Quellenkunde . . 12"

6. Nach § 7 Abs. 5 wird folgender Absatz 6
angefügt:

„(6) § 4 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden."

7. § 9 Abs. 1 2 1 lautet:

„1. Hebräisch und Aramäisch für die erste
Studienrichtung, Hebräisch oder Aramäisch
für die zweite Studienrichtung bzw. die nach
§ 4 Abs. 3 festgelegte Sprache,"

Busek

460. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 11. Septem-
ber 1989, mit der die Studienordnung für die
Studienrichtung Finno-Ugristik geändert wird

Auf Grund der §§ 1 bis 10, 12, 18, 20 und 31 des
Bundesgesetzes über geisteswissenschaftliche und
naturwissenschaftliche Studienrichtungen, BGBl.
Nr. 321/1971, zuletzt geändert durch Bundesgesetz
BGBl. Nr. 236/1987 in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-Stu-
diengesetzes BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert
durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 2/1989, wird ver-
ordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Wissen-
schaft und Forschung über die Studienordnung für
die Studienrichtung Finno-Ugristik, BGBl. Nr. 455/
1982, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 5 lautet:

„(5) Während des zweiten Studienabschnittes
sind aus den folgenden Pflicht- und Wahlfächern
mindestens zu inskribieren:
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Lehrveranstaltungen, die gemäß § 4 Abs. 3 und 4
bereits im ersten Studienabschnitt inskribiert wur-,
den, sind in die Pflicht- und Wahlfächer sowie in die
Gesamtstundenzahl einzurechnen."

2. § 8 Abs. 1 lautet:

„§ 8. (1) Prüfungsfächer des ersten Teiles der
zweiten Diplomprüfung sind:

a) Ungarisch (einschließlich Sprachbeherr-
schung);

b) Ungarische oder finnische Literatur- und
Quellenkunde;

c) Finno-ugrische Sprachwissenschaft;
d) Geschichte, Kultur und Gesellschaft der

finno-ugrischen Völker;
e) sofern der Studienzweig Finno-Ugristik als

erste Studienrichtung gewählt wurde, das
gemäß § 6 Abs. 5 lit. e gewählte Fach."

Busek

4 6 1 . Verordnung der Bundesregierung vom
19. September 1989, mit der die für die
Ausbildung erforderliche Wochendienstzeit für
Teilnehmer an der Grundausbildung für
Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 3 im

Sicherheitswachdienst verlängert wird
Auf Grund des § 48 Abs. 6 des Beamten-Dienst-

rechtsgesetzes 1979, BGBl. Nr. 333, wird verordnet:

§ 1. Für die Teilnehmer an der Grundausbildung
für Wachebeamte der Verwendungsgruppe W 3 im
Sicherheitswachdienst, die mit Verordnung des
Bundesministers für Inneres, BGBl. Nr. 203/1978,
zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 403/1987, geregelt worden ist, beträgt die
wöchentliche Ausbildungszeit während der theore-
tischen Lehrgangsabschnitte ab dem ersten Ausbil-
dungsmonat 56 Stunden.

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Oktober 1989
in Kraft.

Vranitzky Ettl Schüssel Geppert
Lacina Löschnak Foregger Lichal
Fischler Flemming Hawlicek Streicher

Busek

462. Kundmachung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 14. September
1989, mit welcher die Kundmachung zur
Durchführung des Saatgutgesetzes 1937 geän-

dert wird

Auf Grund des § 9 Abs. 1 des Saatgutgesetzes
1937, BGBl. Nr. 236, wird kundgemacht:

Artikel I

Die Kundmachung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 23. Juni 1965, BGBl.
Nr. 180, zur Durchführung des Saatgutgesetzes
1937, BGBl. Nr. 236, zuletzt geändert durch die
Kundmachung BGBl. Nr. 620/1982, wird wie folgt
geändert:

§ 1 Z 1 lautet:

„1. die Bundesanstalt für Agrarbiologie in Linz,"

Artikel II

Diese Kundmachung tritt mit 1. Oktober 1989 in
Kraft.

Fischler
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